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1. Grundsätzliche Bewertung 
 
Der Anteil Erneuerbarer Energien (EE) im deutschen Strommix ist so hoch wie nie 
zuvor. Was einerseits den bisherigen Erfolg der Energiewende unterstreicht, bringt 
andererseits neue Herausforderungen mit sich: Während bis dato vor allem der 
kontinuierliche Verbrauch großer Strommengen einen wichtigen Beitrag zur 
Stabilisierung der Netze leisten konnte, verlangt die zunehmende Volatilität der 
erneuerbaren Stromerzeugung nach einer stärkeren Flexibilisierung der 
Stromnachfrage. Auch um den benötigten Ausbau der Stromnetze und die damit 
verbundenen Kosten in einem volkswirtschaftlich e!zienten Rahmen zu halten, ist 
es der E!zienz des Gesamtsystems zuträglich, die technisch und wirtschaftlich 
realisierbare Flexibilisierung der Stromnachfrage auch bei industriellen 
Großverbrauchern regulatorisch zu ermöglichen und zu belohnen. Es gilt, den 
synchronisierten Ausbau von EE-Erzeugung, Speichern, Netzen und Backup-
Kraftwerken weiter voranzutreiben. 
 
Mit der bisherigen Regelung des § 19 II 2 StromNEV ist ein wesentliches 
Anreizinstrument der StromNEV zurzeit jedoch vor allem auf die Förderung 
kontinuierlicher Verbräuche ausgelegt. Unternehmen, die aufgrund ihrer hohen 
Benutzungsstunden von individuellen Netzentgelten profitieren, werden angehalten, 
ihr Verhalten am Strommarkt vor allem unter den Gesichtspunkten der 
Energiee!zienz und der gleichmäßigen Abnahme von Strom zu optimieren. Im 
Umkehrschluss werden diese Unternehmen davon abgehalten, bestehende 
Flexibilisierungspotenziale zu heben.  
 
Klar ist daher: Industrielle Prozesse, die unter technischen und wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten flexibilisierbar sind, müssen aus der Klammer der 7000-Stunden-
Regelung des Bandlastprivilegs bzw. der Atypik nach §19 II StromNEV entlassen 
werden können. 
 
Die Stiftung KlimaWirtschaft begrüßt daher den Vorstoß der Bundesnetzagentur 
(BNetzA), eine stärkere Flexibilisierung der Stromnachfrage auch im Rahmen der 
Netzentgeltsystematik nach §19 StromNEV zu adressieren und Unternehmen zu 
ermöglichen, ihren Beitrag zur Verringerung der Netzausbaubedarfe- und kosten 
sowie zur besseren Marktintegration und Nutzbarmachung von erneuerbarem Strom 
zu leisten. 
 
Viele Unternehmen wissen, dass sie künftig im Rahmen ihrer technischen und 
wirtschaftlichen Möglichkeiten über die Bereitstellung flexibler Lasten einen Beitrag 
zur besseren Marktintegration der EE-Erzeugung leisten müssen. Zudem ist aufgrund 
der stark schwankenden Spotmarktpreise für Strom ein wirtschaftlicher Anreiz für 
flexible Stromabnahme vorhanden.  
 
Schon heute lassen sich Teile der industriellen Produktion zumindest unter 
technischen Gesichtspunkten flexibilisieren. Besonders in energieintensiven 
Industrien stößt die Flexibilisierung der Stromnachfrage jedoch auch an technische 
und wirtschaftliche Grenzen. Flexbilitätspotenziale sind daher endlich, so dass auch 
in Zukunft Residuallasten bestehen werden, die als relevanter Anteil der 
Stromnachfrage auch kontinuierlich abgerufen werden. Diese stehen mithin für die 
Flexibilisierung nicht zur Verfügung. Sollten in der novellierten Anreizsystematik 
ausschließlich Flexibilität incentiviert werden und würden Bandlasten 
ausgeschlossen, so würde faktisch ein großer Teil der Stromnachfrage die heutige 
Entlastung verlieren – mit schweren Konsequenzen für energieintensive Betriebe. 
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Berücksichtig werden muss in der Bewertung des Bandlastprivilegs zudem, dass eine 
gewisse Menge an Bandlasten so lange einen implizit netzdienlichen Charakter hat, 
wie der sichere und stabile Betrieb des Stromnetzes eines Must-Run-Sockels bedarf, 
der wiederum stetig ausgelastet werden muss. 
 
Innerhalb dieser Randbedingungen gilt jedoch: Auch wenn Unternehmen nur einen 
Teil ihrer Stromnachfrage als flexible Lasten bereitstellen können, lässt sich in 
Summe ein relevanter Beitrag zur Stabilisierung des EE-geprägten Stromsystems 
erreichen. 
 
In einem immer stärker von einer hohen EE-Einspeisung geprägten Stromsystem und 
bei ausbleibender Beteiligung der EE-Erzeugung an den Netzkosten gewinnen Netz- 
und Systemkosten als Teil der Stromkosten für Verbraucher immer mehr an 
Bedeutung für das Strompreisniveau insgesamt. Sofern die Höhe der 
Netzentgeltreduktion für industrielle Verbraucher unmittelbar und ausschließlich mit 
dem Grad der Flexibilisierung verknüpft würde, drohen die Strompreise für 
entsprechende Anwendungen daher abrupt anzusteigen. Gleichzeitig führen sowohl 
die fortschreitende Elektrifizierung industrieller Wertschöpfung als auch die 
Implementierung wichtiger Transformationstechnologien (z.B. zur Abscheidung nicht 
vermeidbarer CO2-Emissionen) zu einer Vervielfachung des Strombedarfs in der 
Industrie. Da somit auch der Anteil der Stromkosten an den Gesamtenergiekosten 
von Unternehmen weiter steigen wird, steigt auch die Bedeutung der Netzentgelte 
für das Energiepreisniveau am Wirtschaftsstandort Deutschland. Dies gilt umso 
mehr, da in Folge des Netzausbaus in den kommenden Jahren ein weiterer, nicht 
unerheblicher Anstieg der Netzentgelte erwartet wird. Damit Stromkosten für 
energieintensive Industrie dauerhaft international wettbewerbsfähig werden, braucht 
es auch in Zukunft Mechanismen zur Netzentgeltbefreiung bzw. -reduzierung, die 
sich auf die Gesamtstrombezugsmenge beziehen und nicht nur auf die 
flexibilisierbaren Anteile der Stromnachfrage.  
 
Mit dem Auslaufen der aktuellen Regelung zur Netzentgeltbefreiung energieintensiver 
Verbraucher im Jahr 2028 ist die zügige Entwicklung einer Nachfolgeregelung des 
Bandlastprivilegs dringend geboten. Andernfalls drohen Unsicherheiten über die 
zukünftig zu erwartenden Strompreise sowie Zielkonflikte zwischen der 
Flexibilisierung und der Implementierung von Maßnahmen zur Dekarbonisierung, 
wichtige Investitionen in die Elektrifizierung industrieller Wertschöpfung zu hemmen 
und Carbon-Leakage-Dynamiken auszulösen. Die Ausgestaltung wettbewerbsfähiger 
Industrienetzentgelte ist daher nicht nur ein entscheidender Faktor für die gelungene 
Integration der EE-Erzeugung in das Stromsystem. Sie ist zugleich ein essenzieller 
Baustein für das Gelingen der strombasierten Transformation zur Klimaneutralität 
2045. 
 
Mengenpotenziale  
 
Viele Unternehmen stehen bei der Elektrifizierung ihrer Produktionsprozesse noch 
am Anfang. Daher fehlen oftmals Erfahrungswerte mit elektrifizierten 
Produktionsprozessen, die ein Abschätzen der technisch möglichen 
Flexibilisierungspotenziale erschweren. Perspektivisch steigen die Mengenpotenziale 
der für eine Flexibilisierung der Stromnachfrage zur Verfügung stehenden 
Residuallasten mit fortschreitender Elektrifizierung industrieller Prozesse jedoch an. 
Dem stehen aktuell jedoch schleppende Genehmigungsverfahren von 
Netzanschlüssen für die Industrie auf allen Netzebenen entgegen. Dadurch wird nicht 
nur die Elektrifizierung verlangsamt, sondern auch das Sammeln von 
Erfahrungswerten im Umgang mit einer elektrifizierten Produktion. Es muss zudem 
berücksichtigt werden, dass Unternehmen der Industrie nicht nur durch 
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produktionstechnische Gründe, sondern auch durch die Klammer der 
Bandlastregelung dazu angehalten werden, ihre Prozesse bislang auf Energiee!zienz 
(wie z.B. von Energiemanagement Systemen nach ISO 50.001 gefordert) und die 
gleichmäßige Abnahme von Strom (wie z.B. durch §19 II 2 StromNEV angereizt) zu 
optimieren. Da Genehmigungen zum Betrieb von Industrieanlagen zudem an teils 
strikte Lärmauflagen geknüpft sind, müssen zur vollen (d.h. tageszeitunabhängigen) 
Ausschöpfung technisch und wirtschaftlich realisierbarer Flexibilisierungspotenziale 
zunächst Zielkonflikte mit dem Genehmigungsrecht aufgelöst werden. Darüber 
hinaus sind auch Zielkonflikte mit weiteren Rechtsnormen (z.B. im Umweltrecht, 
Arbeitsrecht oder bei vertraglichen Lieferverpflichtungen) zu prüfen. 
 
Einen Zielkonflikt gibt es auch bei der Implementierung von 
Transformationstechnologien zur CO2-Abscheidung: Diese verringern den Anteil der 
flexibilisierbaren Lasten an der Gesamtanschlussleistung tendenziell.  
 
Vor diesem Hintergrund sind in der zu entwickelnden Anreizsystematik ausreichend 
lange Übergangsfristen zwingend erforderlich. Diese sollten so gestaltet sein, dass 
sie die Realisierung bestehender Flexibilisierungspotenziale künftig ermöglichen. In 
dieser Übergangsfrist können  

• Zielkonflikte mit bestehenden Rechtsnormen gelöst,  
• die in Unternehmen technisch möglichen Flexibilisierungspotenziale 

identifiziert  
• Investitionsvolumina zur Ausweitung des jeweiligen Flexibilisierungspotenzials 

ermittelt 
• sowie die Opportunitätskosten der Flexibilisierung abgeschätzt werden (zu 

den Kosten der Flexibilisierungsprozesse siehe unten).  
Da die bestehenden Regelungen des §19 StromNEV erst 2028 auslaufen, könnte ein 
Inkrafttreten der zu entwickelnden Netzentgeltsystematik im Januar 2028 sowohl 
den betro"enen Unternehmen als auch dem Gesetzgeber und den 
Regulierungsbehörden die dafür nötige Zeit einräumen. 
 
Prognostizierbarkeit von Preisschwankungen  
 
Als branchenübergreifend arbeitende Organisation verzichtet die Stiftung hier auf die 
Schilderung bestehender Methoden zur Reaktion auf die Strombörsenpreise und 
verweist auf die einschlägigen Einreichungen der jeweiligen Branchenverbände. 
 
Übergreifend lässt sich jedoch feststellen, dass vielfach festgelegte 
Wartungsintervalle auch bei kontinuierlich laufenden Produktionsprozessen das 
temporäre Herunterfahren der Produktionsanlagen bis zum kompletten Stillstand in 
regelmäßigen Abständen verlangen. In der Papierindustrie sind dabei beispielsweise 
Wartungsintervalle von ca. zwei Wochen üblich. Auch wenn die technische 
Möglichkeit zum Herunterfahren der Produktionsprozesse nicht in allen Branchen 
gleichermaßen besteht, ist das Herunterfahren der Produktionsprozesse in einigen 
Fällen technisch möglich und teilweise geübte Praxis.  
Mit der Regelung für die atypische Netznutzung besteht in einigen Unternehmen 
bereits ein bewährter Modus für eine planbare Anpassung der Stromnachfrage in 
Zeitfenstern mit niedriger Netzauslastung. Bei gleichzeitig hoher EE-Einspeisung 
kann die Atypik einen wertvollen Beitrag zur Marktintegration der Erneuerbaren 
Energien leisten und das Stromnetz dadurch insgesamt entlasten.  
 
Genauso wie fest eingeplante Wartungsintervalle bedarf auch die atypische 
Netznutzung einer entsprechenden Planung und benötigt somit einen gewissen 
zeitlichen Vorlauf.  
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Kosten der Flexibilisierungsprozesse  
 
In der branchenübergreifenden Betrachtung von Maßnahmen zur Flexibilisierung der 
Stromnachfrage durch eine Flexibilisierung von Produktionsprozessen lassen sich 
Investitionsausgaben nicht abschätzen. Wie bereits angeführt unterscheiden sich 
nicht nur Branchen hinsichtlich ihrer bereits vorhandenen 
Flexibilisierungspotenziale, auch Unterschiede in den unternehmensspezifischen 
Produktionsverfahren lassen eine branchenübergreifende Einschätzung der 
Flexibilisierungskosten nicht zu. 
 
Grundsätzlich ist jedoch festzustellen, dass das Herunterfahren und anschließende 
Wiederhochfahren industrieller Produktionsprozesse im Vergleich zu einer 
kontinuierlichen Produktion stets energetische und rohsto!bedingte 
E"zienzverluste mit sich bringen. Besonders wärmebasierte Prozesse (hier 
insbesondere chemische und metallurgische Prozesse), die bei einem temporären 
Abschalten abkühlen, benötigen zusätzliche Energie, um nach einem Stillstand der 
Produktion wieder anzulaufen. Zudem kann die Abwärme industrieller Prozesse nicht 
oder nicht vollständig genutzt werden, wenn der wärmeerzeugende Prozess 
heruntergefahren wird. Dies steht im Konflikt mit dem im Eckpunktepapier 
definierten Ziel, mit der Netzentgeltsystematik, auch „eine e!ziente und nachhaltige 
Nutzung der zur Verfügung stehenden Energie“ anzuregen und muss bei der 
Entwicklung der Netzentgeltsystematik berücksichtigt werden. 
 
Insofern entstehen durch die Flexibilisierung der Stromnachfrage industrieller 
Produktionsprozesse nicht nur Mehrkosten auf Unternehmensebene für die 
Umstellung von Produktionsverfahren. Auch die gesamtwirtschaftlich benötigte 
Energiemenge fällt im Vergleich zu einem weniger flexiblen Gesamtsystem höher aus 
und löst daher auch volkswirtschaftliche Kosten aus. Insbesondere die 
volkswirtschaftlichen Kosten des zusätzlichen Ausbaus der EE-Erzeugung (z.B. 
staatliche Einspeisevergütung oder Investitionskostenförderung) sowie 
Strommarkte"ekte müssen in die Gesamtschau einer Flexibilisierung der 
Stromnachfrage auf Unternehmensseite einbezogen werden. 
 
Bei der Betrachtung der durch Flexibilisierungsmaßnahmen anfallenden Kosten gilt 
es jedoch nicht nur diejenigen Kosten zu betrachten, die durch Investitionen in 
flexibilisierungsfähige Maschinen und Anlagen entstehen oder die als 
prozessbedingte Mehrkosten den Flexibilisierungsvorgängen direkt zuordbar sind. 
Besonders industrielle Anlagen, die auf einen vollausgelasteten Betrieb ausgerichtet 
sind, können Flexibilitäten in den Produktionsprozessen nur über eine nicht 
nachholbare Minderproduktion realisieren. Daher gilt es, auch betriebswirtschaftliche 
Opportunitätskosten der Flexibilisierung, die z.B. durch temporäre Betriebsausfälle, 
durch etwaige Einbußen der Produktausbeute und -qualität oder durch Mehrkosten 
bei der Personalplanung entstehen, bei der Ausgestaltung der Anreizsystematik zu 
berücksichtigen. Mechanismen zum Ausgleich der so entstehenden Mehrkosten 
könnten beispielsweise an die gängige Regelung einer 
Betriebsunterbrechungsversicherung angelehnt werden. 
 
Neben der Flexibilisierung der Produktionsprozesse kann eine Flexibilisierung der 
Stromnachfrage auch durch das Zwischenschalten von Speichern erreicht bzw. 
unterstützt werden. Für industriellen Lasten sowie Rechenzentren der kritischen 
IKT-Infrastruktur, die sich nicht an- und abschalten (bzw. regeln) lassen, ist dieses 
die einzige Flexibilisierungsoption, die sich bis zu einem gewissen Umfang technisch 
bewerkstelligen lässt.  Für Unternehmen der energieintensiven Industrie und für 
Betreiber großer Rechenzentren ist es jedoch unter ökonomischen Gesichtspunkten 
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oftmals unmöglich, Speicherkapazitäten in der nötigen Größenordnung aufzubauen. 
Die Kosten für diesen Aufbau von Speichersystemen müssen daher in der 
Anreizstruktur der Netzentgelte Niederschlag finden. Dieses ist bisher nicht der Fall. 
Das in den Eckpunkten der BNetzA angeführte Argument, dass Speicher in einem 
System mit flexibler Stromnachfrage keiner Netzentgeltbefreiung bedürfen, da 
Reaktion auf Marktpreissignale bereits das Geschäftsmodell von Speichern sei, wäre 
nur dann haltbar, wenn die eigentliche Last (i.d.R. der Produktionsprozess) 
flexibilisierbar ist. Um die Realisierung von technisch zur Verfügung stehenden 
Flexibilisierungspotenzialen auch unter ökonomischen Gesichtspunkten zu 
ermöglichen, muss die BNetzA an der bestehenden Regelung zur 
Netzentgeltbefreiung für Speichertechnologien festhalten. 
 
In der Gesamtbetrachtung aller durch eine Flexibilisierung der Stromnachfrage 
anfallenden Kosten lässt sich feststellen, dass Unternehmen mit 
flexibilisierungsfähigen (Teil-)Prozessen bei einer Beteiligung an der Flexibilisierung 
der Stromnachfrage teils erhebliche Mehrkosten erwarten, die durch Einsparungen 
bei den Stromkosten nicht oder nur teilweise kompensiert werden können. Um die 
Akzeptanz für derartige Maßnahmen zu erhöhen und die Zahl an Unternehmen, die 
sich an der Flexibilisierung beteiligen (möchten), im Sinne der des Ziels eines 
möglichst e!zienten Gesamtsystems zu maximieren, muss die Anreizsystematik der 
Netzentgelte anfallende Investitions-, Energie- und Opportunitätskosten 
angemessen ausgleichen. Beihilferechtlich lassen sich Entschädigungsschemata 
(unabhängig von ihrer konkreten Ausgestaltung) insbesondere durch die positiven 
Auswirkungen der Flexibilisierung auf die Strompreise der Spotmärkte rechtfertigen. 
Entsprechende Entschädigungen können aus der Rente dieser Strompreiswirkung auf 
den gesamten Strommarkt finanziert werden. 
 
 
2. Anreizsystematik 
 
Aus den von der BNetzA verö"entlichten Eckpunkten zur Fortentwicklung der 
Industrienetzentgelte im Elektrizitätsbereich vom 24.07.2024 geht nicht eindeutig 
hervor, wie eine novellierte Anreizsystematik ausgestaltet werden soll. Da die 
konkrete Ausgestaltung der Anreizsystematik eine große Auswirkung auf die (v.a. 
unter ökonomischen Gesichtspunkten) Realisierung von Flexibilisierungspotenzialen 
in Industrieunternehmen hat, sollte dies nach Ansicht der Stiftung KlimaWirtschaft 
ebenfalls im Rahmen des vorgesehenen Konsultationsverfahrens diskutiert werden.  
 

1. Pauschale Netzentgeltreduktion mit Vorteilen gegenüber dynamischen 
Netzentgelten: Aus den von der BNetzA verö"entlichten Eckpunkten geht 
nicht klar hervor, ob mit der Neuregelung der Industrienetzentgelte eine 
pauschale Netzentgeltreduktion bei Erfüllung eines Flexibilisierungs-
Tatbestands oder die Einführung dynamischer (also zeitlich di"erenzierter) 
Netzentgelte zur Verstärkung von Marktpreissignalen angestrebt wird. Zur 
Wahrung von Planungssicherheit bei den für die Dekarbonisierung der 
Industrie essenziellen Elektrifizierungsvorhaben wäre eine derartige 
Anreizsystematik lediglich mit im Vorfeld definierten Zeitslots (z.B. für den 
Sommer, wenn eine hohe Solareinspeisung absehbar ist) umsetzbar. Der 
angestrebte, positive E"ekt für die Netzstabilisierung ließe sich so nur bedingt 
erzielen. Im Sinne einer e!zienten, möglichst unbürokratischen 
Ausgestaltung der Regulierung spricht sich die Stiftung KlimaWirtschaft hier 
für einen (in der aktuellen Anreizsystematik bewährten) Modus einer 
pauschalen Netzentgeltreduktion bei Erfüllung eines Flexibilisierungs-
Tatbestands aus. 
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2. Teils große Unterschiede zwischen branchen- und unternehmensspezifischen 

Flexibilisierungspotenzialen: Eine – zumindest theoretisch denkbare -
Möglichkeit zum Nachweis der Erfüllung des Flexibilisierungstatbestands wäre 
die jährliche Vorlage eines Nachweises über die Ausschöpfung eines über die 
Zeit ansteigenden, branchen- oder unternehmensspezifischen 
Flexibilisierungspotenzials beim jeweils zuständigen Netzbetreiber. Besonders 
in der Grundsto!ndustrie ist eine branchenspezifische Abgrenzung von 
Flexibilisierungspotenzialen aufgrund heterogener und vielschichtiger 
Prozesse (Anteil elektrifizierter Produktion, Einsatz von Recyclingmaterialien, 
etc.) nur schwer umsetzbar. Selbst innerhalb einzelner Unternehmen machen 
die individuellen Spezifikationen eines jeden Standorts die Bestimmung eines 
unternehmensspezifischen Potenzials schwierig. Zudem müsste hierbei 
zwischen technischen und wirtschaftlichen Flexibilisierungspotenzialen 
di"erenziert werden, wobei gerade der Nachweis letzterer über die gesamte 
Wertschöpfungskette hinweg einen enormen Bürokratieaufwand nach sich 
ziehen würde. Ein Zurückgreifen auf bestehende Energiemanagementsysteme 
als Datengrundlage wäre zwar denkbar, scheitert in der Praxis aber 
letztendlich an der fehlenden Einheitlichkeit und der damit einhergehenden 
unzulänglichen Vergleichbarkeit der darin enthaltenen Daten. Die Stiftung 
KlimaWirtschaft hält daher Nachweise über die Ausschöpfung von branchen- 
oder unternehmensspezifischen Flexibilisierungsbenchmarks als Kriterium 
zur Erfüllung eines Flexibilisierungstatbestands für ungeeignet. 
 

3. Bundeseinheitliche Verteilnetzentgelte für ein Level-Playing-Field: Während 
mit dem NeMoG auf der Ebene der Übertragungsnetze bereits 
bundeseinheitliche Netzentgelte bestehen, gibt es bei der Höhe der Basis-
Netzentgelte auf Verteilnetzebene teils große regionale Unterschiede. Um die 
absolute Höhe einer relativen Netzentgeltreduktion und damit die Rentabilität 
flexibilisierungsbedingter Investitionen auch für diejenigen Unternehmen von 
regionalen Faktoren loszulösen, die an die Verteilnetze angeschlossen sind, 
sollten die Verteilnetzentgelte auch außerhalb der EE-bedingten 
Netzkostenwälzung bundesweit vereinheitlicht werden. Um die Notwendigkeit 
zur Netzkostenwälzung perspektivisch zu verringern, sollte ein derartiger 
Mechanismus mit der Einführung einer regionalen Anreizfunktion zur 
Incentivierung netzkostenoptimaler Anschlusspunkte für die Einspeisung 
erneuerbarer Energien verknüpft werden. Die Entwicklung eines 
Wälzungsmechanismus sollte daher in enger Abstimmung mit dem für die 
Förderung des EE-Ausbaus zuständigen Bundeswirtschaftsministerium 
erfolgen. 

 
4. Unternehmenseigene Kraftwerkskapazitäten für Systemdienstleistungen 

einsetzen: Parallel zur Novellierung der Netzentgeltsystematik für die 
Industrie wird auch die Neustrukturierung des Strommarktdesigns 
einschließlich Kapazitätsmechanismen forciert. Zur Wahrung der 
Beihilferechtskonformität einer Netzentgeltsprivilegierung, die nicht nur den 
flexiblen Teil der Stromnachfrage, sondern auch den verbleibenden Teil der 
kontinuierlichen Last umfasst, könnte beispielsweise geprüft werden, 
inwiefern sich energieintensive Unternehmen als Gegenleistung für die 
Netzentgeltreduktion an Systemdienstleistungen beteiligen können. So 
betreiben viele Unternehmen eigene Kraftwerkskapazitäten, die zurzeit unter 
anderem zur Wärmeerzeugung eingesetzt werden. Unter der Voraussetzung 
einer Netzentgeltreduktion könnten solche unternehmenseigenen Kraftwerke 
im Notfall (z.B. während einer Dunkelflaute) systemdienlich eingesetzt 
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werden. Zu berücksichtigen ist, dass bei weitem nicht alle Unternehmen über 
derartige Kraftwerkskapazitäten verfügen. 

 
Ausgangspunkt zur Bemessung der jeweils zu entrichtenden, individuellen 
Netzentgelte sollte ein einheitliches Netzentgelt (Basisentgelt) sein, das nach der 
gängigen Berechnungsgrundlage (künftig unter Einbeziehung der 
energiewendebedingten Netzkostenwälzung sowie ggf. einer bundesweiten Wälzung 
zum Ausgleich regionaler Unterschiede bei der Höhe der Verteilnetzentgelte) 
ermittelt wird. Um den verschiedenen Anwendungsfällen mit unterschiedlichen 
Flexibilisierungspotenzialen Rechnung zu tragen, ohne branchenspezifische 
Benchmarks ermitteln zu müssen, spricht sich die Stiftung KlimaWirtschaft dafür 
aus, eine Netzentgeltsystematik zu entwickeln, die auf den folgenden Grundsätzen 
basiert: 
 

1. Die Flexibilisierung sollte durch zusätzliche Anreize sowie den Abbau von 
Hemmnissen incentiviert werden, ohne nicht oder nur teilweise 
flexibilisierbare Branchen und Prozesse bei der Höhe der individuell zu 
entrichtenden Netzentgelte gegenüber dem Status quo zu benachteiligen. 
 

2. Bei Erfüllung eines Flexibilisierungstatbestands wird die 
Netzentgeltreduzierung grundsätzlich für die gesamte Stromnachfrage 
gewährt. Abgedeckt wäre hierdurch die aus produktionstechnischen Gründen 
unabdingbare Sockellast ebenso wie die weit über der bisherigen Bandlast 
liegenden Maximallast. Dies stellt sicher, dass auch Unternehmen, die ihre 
Prozesse aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen (noch) nicht 
umfassend flexibilisieren können, übermäßig stark belastet werden. 
 

3. Ob die Erfüllung eines Flexibilisierungstatbestands im Sinne einer 
Selbstverpflichtung an die Vorlage eines Flexibilitätsplans geknüpft wird oder 
der Berechtigtenkreis anderweitig abgegrenzt wird, sollte auch unter dem 
Gesichtspunkt einer Minimierung des entstehenden bürokratischen 
Aufwands für Unternehmen, Netzbetreiber und Regulierungsbehörden 
erfolgen. Starre Vorgaben zu Vollastzeiten oder Abnahmemengen sind in 
jedem Fall genauso wenig zeitgemäß wie starre Vorgaben zur Flexibilisierung. 

 
4. Wenn Unternehmen Marktsignale annehmen und die im Rahmen des 

Flexibilitätsplans als flexibilisierbare Anteile angegebenen Teile ihrer 
Stromnachfrage in von den Regulierungsbehörden definierten Zeitfenstern 
tatsächlich – wie in den Eckpunkten gefordert – in „erheblichem“ Maße 
anpassen, haben Unternehmen Anspruch auf eine zusätzliche Reduktion der 
Netzentgelte für die flexibilisierbaren Anteile der Stromnachfrage. Dies stellt 
sicher, dass die Flexibilisierung der Stromnachfrage auch im Rahmen der 
Netzentgeltsystematik angeregt wird. Jedes Mehr an netzdienlicher 
Flexibilisierung wird somit belohnt. Diese zusätzliche Netzentgeltreduzierung 
kompensiert die Unternehmen für die durch die Flexibilisierung entstehenden 
Kosten als Gegenleistung für ihren Beitrag zur Kostenreduktion im 
Gesamtsystem. 

 
 
3. E!zientere Netznutzung 
 
Der Ausbau der Stromnetzkapazitäten bleibt aufgrund der zunehmenden 
Elektrifizierung von Industrie, Mobilität und Wärmeerzeugung auch bei einer 
umfassenden Flexibilisierung der Stromnachfrage ein wichtiger Baustein auf dem 
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Weg zu einem zukunftsfesten Energiesystem. Auch wenn Flexibilisierungspotenziale 
gehoben werden können, verbleibt nach dem Netzentwicklungsplan 2037/2045 ein 
geschätztes Investitionsvolumen von ca. 210 Mrd. Euro, das unter den aktuellen 
Rahmenbedingungen größtenteils über die Entgelte für die Nutzung der Stromnetze 
finanziert werden soll. Daraus erwächst die Sorge, dass die damit einhergehende 
finanzielle Belastung Letztverbraucher:innen in Unternehmen und Haushalten 
übermäßig belastet und die Akzeptanz der Energiewende gefährdet. Die Prüfung aller 
Maßnahmen zur Senkung und Streckung der Netzausbaukosten ist daher zwingend 
geboten.  
 
Vorgelagert zu der hier diskutierten Reform der Netzentgelte – die im Kern auch eine 
Reform der Verteilung der Beiträge zur Finanzierung des Netzausbaus darstellt – 
müssen daher auch auf Seiten der BNetzA alle Maßnahmen geprüft werden, die zur 
Begrenzung der Infrastrukturkomponente der Netzentgelte beitragen können. 
Während die Entwicklung einer Systematik zur Streckung der Netzausbaukosten (z.B. 
durch ein Amortisationskonto) sowie zur Senkung der Baukosten des Netzausbaus 
eine Aufgabe der zuständigen politischen Institutionen darstellt, obliegt die 
Genehmigung der Investitionen der Netzbetreiber im Rahmen der Anreizregulierung 
von Strom- und Gasnetzbetreibern nach § 21a EnWG der Bundesnetzagentur. 
 
Zur Begrenzung des für das Gelingen der Energiewende benötigten 
Netzausbauvolumens und der damit einhergehenden Begrenzung der umzulegenden 
Netzinfrastrukturkosten muss die BNetzA die Netzbetreiber dazu befähigen, stille 
Reserven der Netze zu heben. Zurzeit sind Maßnahmen für einen e!zienteren 
Netzbetrieb, wie z.B. ein umfassendes Leiterseilmonitoring auf belasteten 
Netzabschnitten (insbesondere bei windiger Witterung) oder der Einsatz moderner 
Netzbetriebsmittel, wie smarten Phasenschieber und Netzbooster zur Integration von 
Umleitungen und Pu"ern in das bestehende Stromnetz, für Netzbetreiber vor dem 
Hintergrund der bestehenden Anreizregulierung wirtschaftlich nur wenig attraktiv. 
Um ihren Beitrag zur Begrenzung der Netzausbaukosten zu leisten, muss die BNetzA 
daher derartige Investitionen in die Digitalisierung der Netze bei der Festschreibung 
der genehmigten Erlöse der Netzbetreiber im Rahmen ihrer Festlegungen für die 5. 
Regulierungsperiode Strom stärker berücksichtigen. 
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